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688. Bundesgesetz: 1. Integrations-Durchführungsgesetz-Novelle; 1. IDG-Novelle
(NR: GP XVII RV 763 AB 795 S. 81. BR: AB 3605 S. 509.)

689. Bundesgesetz: Leistung eines österreichischen Beitrages zum vom Internationalen Währungsfonds
verwalteten Treuhandfonds für die ergänzende Strukturanpassungsfazilität (ESAF)
(NR: GP XVII RV 768 AB 792 S. 81. BR: AB 3603 S. 509.)

690 . Bundesgesetz: Leistung eines zusätzlichen Beitrages zum Afrikanischen Entwicklungsfonds (AfEF)
(NR: GP XVII RV 769 AB 793 S. 81. BR: AB 3604 S. 509.)

6 8 8 . Bundesgesetz vom 29. November 1988,
mit dem das Integrations-Durchführungsge-
setz 1988 geändert wird (1. Integrations-
Durchführungsgesetz-Novelle; 1. IDG-No-

velle)

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Das Integrations-Durchführungsgesetz 1988,
BGBl. Nr. 623/1987, wird wie folgt geändert:

1. (Verfassungsbestimmung) § 5 lautet:

„§ 5. (Verfassungsbestimmung) (1) Der Bundes-
minister für Finanzen ist ermächtigt, im Einverneh-
men mit dem Bundesminister für auswärtige Ange-
legenheiten und dem Bundesminister für wirt-
schaftliche Angelegenheiten, bei Waren des Agrar-
sektors auch im Einvernehmen mit dem Bundesmi-
nister für Land- und Forstwirtschaft, sowie im Ein-
vernehmen mit dem Hauptausschuß des National-
rates unter Bedachtnahme auf außenpolitische
Interessen und auf die Interessen der heimischen
Wirtschaft durch Verordnung materielle Bestim-
mungen der Integrationsabkommen und von Ver-
einbarungen, die mit den Integrationsabkommen
im Zusammenhang stehen, soweit diese Bestim-
mungen Zölle oder andere durch die Zollämter zu
erhebende Abgaben und Maßnahmen im Zusam-
menhang damit betreffen, wenn über deren Inhalt
zwischenstaatlich Einvernehmen erzielt worden ist,
bis zum innerstaatlichen Inkrafttreten der entspre-
chenden völkerrechtlichen Vereinbarungen vorläu-
fig in Wirksamkeit zu setzen.

(2) Unbeschadet des Abs. 1 ist der Bundesmini-
ster für Finanzen ermächtigt, im Einvernehmen mit
dem Bundesminister für wirtschaftliche Angelegen-
heiten unter Bedachtnahme auf die Interessen der
heimischen Wirtschaft für die Einfuhr und Ausfuhr
von Waren im Verkehr mit den anderen Vertrags-
parteien Regelungen

1. betreffend die Änderung der Ursprungsre-
geln, sobald über den Inhalt der Änderung in
den zuständigen internationalen Organen
Einvernehmen erzielt worden ist,

2. zur Durchführung der Ursprungsregeln,
3. zur Vereinfachung und Beschleunigung des

Verfahrens
durch Verordnung zu erlassen, soweit dadurch die
Zusammenarbeit mit den Verwaltungen der ande-
ren Vertragsparteien im Zollbereich nicht beein-
trächtigt wird."

2. Im § 17 Abs. 1 entfallen die Worte „, soweit
Regelungen gemäß Art. 10 dieses Abkommens
angepaßt werden müssen, auch im Einvernehmen
mit".

3. § 25 Z 3 lautet:

„3. hinsichtlich des § 17 der Bundesminister für
Finanzen im Einvernehmen mit dem Bundes-
minister für Land- und Forstwirtschaft und
dem Bundesminister für wirtschaftliche Ange-
legenheiten;"

Artikel II

(1) (Verfassungsbestimmung) Dieses Bundesge-
setz tritt mit 1. Jänner 1989 in Kraft.

(2) Verordnungen auf Grund dieses Bundesge-
setzes können bereits von dem seiner Kundma-
chung folgenden Tag an erlassen werden. Diese
Verordnungen treten frühestens gleichzeitig mit
dem Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes in Kraft.

Artikel III

Die Zuständigkeit zur Vollziehung dieses Bun-
desgesetzes bestimmt sich nach § 25 des Integra-
tions-Durchführungsgesetzes 1988 in der Fassung
des Artikels I Z 3 dieses Bundesgesetzes.

Waldheim

Vranitzky
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689. Bundesgesetz vom 29. November 1988
über die Leistung eines österreichischen Bei-
trages zum vom Internationalen Währungs-
fonds verwalteten Treuhandfonds für die er-
gänzende Strukturanpassungsfazilität (ESAF)

Der Nationalrat hat beschlossen:

§ 1. Die Oesterreichische Nationalbank wird
ermächtigt, beim Internationalen Währungsfonds
auf ein Sonderkonto eine Einlage in Höhe von
60 Millionen Sonderziehungsrechten mit einer Ver-
zinsung von 0,5 Prozent und einer Laufzeit bis zu
10 Jahren vorzunehmen.

§ 2. Die Oesterreichische Nationalbank ist
berechtigt, ihre aus dieser Einlage entstehende For-
derung als Deckung des Gesamtumlaufes (§ 62
Abs. 1 des Nationalbankgesetzes 1984, BGBl.
Nr. 50, in der geltenden Fassung) in ihre Aktiven
einzustellen.

§ 3. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist der Bundesminister für Finanzen betraut.

Waldheim

Vranitzky

6 9 0 . Bundesgesetz vom 29. November 1988
über die Leistung eines zusätzlichen Beitrages
zum Afrikanischen Entwickjungsfonds (AfEF)

Der Nationalrat hat beschlossen:

§ 1. Die Republik Österreich leistet an den Afri-
kanischen Entwicklungsfonds einen zusätzlichen
Beitrag in Höhe von 427 322 472 S.

§ 2. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist der Bundesminister für Finanzen betraut.

Waldheim

Vranitzky


